
 

1/7 
                           Satzung Hospiz und Palliativ Arbeitsgemeinschaft Köln e.V. 

 

Hospiz und Palliativ Arbeitsgemeinschaft Köln e.V. 

Satzung 

 

 

 

Präambel 

Die Hospiz und Palliativ Arbeitsgemeinschaft Köln e.V. (HAK e.V.), steht auf der 

Grundlage der Hospizbewegung als Ausdruck eines besonderen bürgerschaftlichen 

Engagements für die Förderung und Weiterentwicklung der Hospizarbeit und 

Palliativversorgung in Köln. Die Hospizarbeit und Palliativversorgung zielen darauf, 

dass die Rechte und Bedürfnisse der Sterbenden und der ihnen Nahestehenden 

eingehalten und gestärkt werden. Im Zentrum stehen die Würde des Menschen am 

Lebensende und der Erhalt größtmöglicher Autonomie. Voraussetzung hierfür sind 

die weitgehende Linderung von Schmerzen und Symptomen schwerster 

lebensbedrohlicher Erkrankungen durch palliativärztliche und palliativpflegerische 

Betreuung sowie eine psychosoziale und spirituelle Begleitung der Betroffenen und 

der ihnen Nahestehenden. Diese Arbeit geschieht in Zusammenarbeit von 

multidisziplinären Teams unter wesentlicher Einbeziehung von qualifizierten 

Ehrenamtlichen. Sie ist letztlich ausgerichtet auf eine Verbesserung und Erhaltung 

der Lebensqualität von schwerstkranken und sterbenden Menschen. 

Die HAK e.V. setzt sich für eine flächendeckende Hospiz- und Palliativversorgung 

ein, damit schwerstkranke und sterbende Menschen, die ihnen Nahestehenden und 

Trauerenden überall in Köln eine solche qualifizierte Versorgung und Begleitung 

erhalten. 

 

§ 1 Name und Sitz 

1. Der Verein führt den Namen  

     „Hospiz und Palliativ Arbeitsgemeinschaft Köln e.V.“, 

2. abgekürzt HAK e.V. 

3. Er ist im Vereinsregister des Amtsgerichtes Köln eingetragen. 

4. Der Sitz des Vereins ist Köln. 

 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

1. Der Zweck der HAK e.V. besteht in: 

 

• Fortbildung für ehrenamtliche und hauptamtliche Mitarbeiter*innen im Sinne 

der Förderung bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger 

und mildtätiger Zwecke. 

• Die Verbreitung der Leitsätze (DHPV) und Ermutigung der Bevölkerung zum 

Engagement in der hospizlichen und palliativen Versorgung 
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(2) Aus dem Zweck heraus lassen sich als Aufgaben besonders ableiten: 

• Organisation und Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für 

Ehrenamtliche Mitarbeiter*innen 

• Organisation und Durchführung von Veranstaltungen zum Hospiztag (oder 

ähnliche Gedenk- und Aktionstage) für die Öffentlichkeit  

• Weiterentwicklung von hauptamtlichen Fachkräften im Rahmen 

regelmäßiger Qualitätszirkel  

• Vernetzung der hospizlichen und palliativen Arbeit in der Stadt Köln 

• Öffentlichkeitsarbeit 

• Kontinuierliche Teilnahme an Arbeitsgruppen der Stadt Köln 

• Durchführung gemeinsamer Veranstaltungen, Seminare, Aktionen und 

Veröffentlichungen 

(3) Nebenzwecke: 

• Der Wahrnehmung gemeinsamer Interessen der verbundenen hospizlichen 

und palliativen Dienste und Einrichtungen als Ansprechpartner gegenüber 

den Institutionen und Gremien in der Stadt Köln, unbeschadet des jeweiligen 

Selbstvertretungsrechts  

• Die Sicherung und Weiterentwicklung der vorhandenen Angebote zur 

Unterstützung und Begleitung schwerstkranker Menschen, der ihnen 

Nahestehenden und Trauernden 

• Die Sicherung und Weiterentwicklung eines kontinuierlichen Informations- 

und Erfahrungsaustausches zwischen den angeschlossenen hospizlichen und 

palliativen Diensten und Einrichtungen. 

 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit, Mittelverwendung 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige 

Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 

werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es 

darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 5 Mitgliedschaft 

1. Vereinsmitglieder können natürliche Personen, juristische Personen und 

hospizlich und/oder palliativ tätige Dienste und Einrichtungen sein. 
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2. Die Aufnahme von hospizlich und/oder palliativ tätigen Diensten und 

Einrichtungen als Mitglied bedingt die Erfüllung und Sicherung folgender 

Qualitätsvoraussetzungen: 

• Definition von Sterbebegleitung als Lebenshilfe 

• Klarheit des Konzeptes: Ziele, Aufgaben, Zielgruppe, Zuständigkeiten 

• Durchgeführte Begleitung oder Versorgung von schwerstkranken und 

sterbenden Menschen, ihnen Nahestehenden und Trauernden 

• Einsatz von qualifizierten ehrenamtlich Mitarbeiter*innen 

• Verschwiegenheitserklärung aller Mitarbeiter*innen 

• Koordination der Einsätze durch qualifizierte hauptamtliche 

Mitarbeiter*innen mit 

• fest umschriebenen Arbeitsinhalten sowie entsprechende Dokumentation 

• Arbeit nach den Kriterien der Gemeinnützigkeit  

3. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher 

Aufnahmeantrag an den Verein.  

4. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag. 

5. Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht der/dem Bewerber*in 

die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig entscheidet. 

 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung. 

2. Der Austritt eines Mitgliedes ist nur zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Er 

erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Einhaltung einer 

Frist von 3 Monaten. 

3. Ein Mitglied, das in erheblichem Maß gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat, 

kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor 

dem Ausschluss ist das betroffene Mitglied persönlich oder schriftlich zu hören. 

4. Im Falle eines Beitragsrückstandes wird das Mitglied schriftlich gemahnt. Eine 

Mahnung ist frühestens nach Ablauf des Jahres zulässig, in welchem der 

Beitragsrückstand entstanden ist. Bei Nichterfüllung der Beitragspflicht trotz 

Mahnung kann das Mitglied durch Beschluss durch den Vorstand mit 

sofortiger Wirkung vom Verein ausgeschlossen werden.  

5. Die Entscheidung über den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem 

Mitglied mit Einschreiben zuzustellen. Das Mitglied kann innerhalb einer Frist von 

einem Monat nach Zugang schriftlich Berufung beim Vorstand einlegen. Über die 

Berufung entscheidet die Mitgliederversammlung. Macht das Mitglied vom Recht 

der Berufung innerhalb der Frist keinen Gebrauch, unterwirft es sich dem 

Ausschließungsbeschluss.  

 

 

§ 7 Beiträge 
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Es werden Mitgliedsbeiträge erhoben. Die Vereinsmitglieder legen die Beitragshöhe 

und -fälligkeit mit einfacher Mehrheit der in der Mitgliederversammlung 

anwesenden Stimmberechtigten fest. 

 

§ 8 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind, 

1. die Mitgliederversammlung, 

2. der Vorstand, 

3. der Qualitätszirkel und sein Sprecherrat 

 

§ 9 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist jährlich vom Vorstand unter Einhaltung einer 

Einladungsfrist von 4 Wochen durch schriftliche oder elektronische Einladung an 

jedes Vereinsmitglied einzuberufen. Dabei ist die vom Vorstand festgesetzte 

Tagesordnung mitzuteilen. Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere die Wahl und 

Abwahl des Vorstandes, Entlastung des Vorstandes, Entgegennahme der Berichte 

des Vorstandes, Wahl der Kassenprüfer*innen, Festsetzung von Beiträgen und deren 

Fälligkeit, Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über 

die Auflösung des Vereins, Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss von 

Mitgliedern in Berufungsfällen sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der 

Satzung oder nach dem Gesetz ergeben. 

2. Außerordentliche Mitgliederversammlungen können vom Vorstand bei Bedarf 

einberufen werden, wenn es das Vereinsinteresse erfordert. Sie müssen einberufen 

werden, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder einen entsprechenden Antrag 

stellt. Die Einladung zu der außerordentlichen Mitgliederversammlung hat 

spätestens 4 Wochen vor dem für die Versammlung bestimmten Tag unter Angabe 

der Gründe zu erfolgen. 

3. Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig 

anerkannt, ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder. 

4. Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. 

5. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder für ein 

Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht ausgeübt werden. 

6. Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

7. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden 

Mitglieder beschlossen werden. 

8. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 

das von der/dem Versammlungsleiter*in und der/dem Protokollführer*in zu 

unterzeichnen ist. 

 

§ 10 Vorstand 

1. Der Vorstand besteht gem. § 26 BGB aus der/dem Vorsitzenden, 

der/dem stellvertretenden Vorsitzenden sowie drei Beisitzer*innen.  
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Drei der fünf Vorstandsmitglieder werden aus den Mitgliedern des Qualitätszirkels 

besetzt.   

2. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich jeweils durch seine/n 

Vorsitzende/n oder die/den Stellvertreter*in und ein weiteres Mitglied des 

Vorstandes vertreten. 

3. Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer 

von 2 Jahren gewählt. Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. Die 

jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im 

Amt, bis Nachfolger*innen gewählt sind. 

4. Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. 

5. Der Vorstand arbeitet in enger Kooperation mit dem Sprecherrat des 

Qualitätszirkels.  

6. Der Vorstand tagt nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich.  

7. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die von der/dem 

Vorsitzenden bzw. der/dem Stellvertreter*in einberufen werden. 

8. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder 

anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen.  

9. Über die Vorstandssitzung wird ein Ergebnisprotokoll erstellt. 

10. Der Vorstand hat die Aufgabe über den Zweck des Vereins §2 zu wachen. 

 

§ 11 Qualitätszirkel und sein Sprecherrat  

1. Der Qualitätszirkel und sein Sprecherrat sind die Organe die den Zweck des 

Vereins (§2) ausführen. 

2. Der Qualitätszirkel tagt viermal jährlich (Qualitätszirkel-Treffen). Der 

Qualitätszirkel wird durch seinen Sprecherrat oder auf Antrag mindestens eines 

Drittels der Qualitätszirkelmitglieder einberufen. Die Einladung erfolgt durch den 

Sprecherrat unter Mitteilung der Tagesordnung. 

Über den Verlauf wird ein Ergebnisprotokoll erstellt. 

3. Mitglieder des Qualitätszirkels sind die Vertreter*innen (i.d.R. 

Koordinator*innen) der hospizlich und/oder palliativ tätigen Dienste und 

Einrichtungen in Köln. 

Die Aufnahme als Mitglied des Qualitätszirkels bedingt die Erfüllung und Sicherung 

folgender Qualitätsvoraussetzungen: 

• Definition von Sterbebegleitung als Lebenshilfe 

• Klarheit des Konzeptes: Ziele, Aufgaben, Zielgruppe, Zuständigkeiten 

• Durchgeführte Begleitung oder Versorgung von schwerstkranken und sterbenden 

   Menschen, ihnen Nahestehenden und Trauernden 

• Einsatz von qualifizierten ehrenamtlich Mitarbeiter*innen 

• Verschwiegenheitserklärung aller Mitarbeiter*innen 

• Koordination der Einsätze durch qualifizierte hauptamtliche Mitarbeiter*innen mit 

   fest umschriebenen Arbeitsinhalten sowie entsprechende Dokumentation 

• Arbeit nach den Kriterien der Gemeinnützigkeit 
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4. Die Aufnahme neuer Mitglieder des Qualitätszirkels erfolgt auf schriftlichen 

Antrag. Die Aufnahme erfolgt mit einfachem Mehrheitsbeschluss des 

Qualitätszirkel-Treffens und wird dem Antragsteller schriftlich bestätigt. 

5. Die Mitgliedschaft im Qualitätszirkel endet durch Auflösung, schriftlich erklärten 

Austritt oder Ausschluss. Ein Mitglied kann aus dem Qualitätszirkel ausgeschlossen 

werden, wenn es in schwerwiegender Weise gegen diese Satzung verstößt. Den 

Ausschluss spricht der Qualitätszirkel mit einer Mehrheit von mindestens 2/3 der 

beim Qualitätszirkel-Treffen anwesenden Mitglieder aus. Zu schwerwiegenden 

Gründen gehören auch die Nichtteilnahme an den Qualitätszirkel-Treffen über 

einen Zeitraum von mehr als einem Jahr. 

6. Die Vertretung der HAK e.V. in der Öffentlichkeit erfolgt durch den Sprecherrat 

des Qualitätszirkels, der aus drei Vertreter*innen der Qualitätszirkelmitglieder 

besteht. Der Sprecherrat wird für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Der 

Sprecherrat koordiniert in diesem Zeitraum die Umsetzung des Zwecks der HAK 

e.V..  Der Sprecherrat legt einmal jährlich der Mitgliederversammlung 

Rechenschaft über seine Arbeit ab. 

7. Der Sprecherrat wird vom Qualitätszirkel mit einfacher Mehrheit der 

anwesenden Mitglieder gewählt. 

8. Der Qualitätszirkel kann mit einfacher Mehrheit ständige Arbeitsgruppen oder 

Projektgruppen einrichten. Diese berichten regelmäßig im Qualitätszirkel.  

9. Bei Abstimmungen hat jedes Mitglied des Qualitätszirkels eine Stimme. 

 

§ 12 Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei 

Kassenprüfer*innen. 

2. Diese dürfen nicht Mitglieder des Vorstands und des Sprecherrats sein. 

3. Wiederwahl ist zulässig. 

 

§ 13 Datenschutz  

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 

gesetzlichen Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene 

Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein 

genutzt, gespeichert, übermittelt und verändert. 

2. Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf: 

a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten; 

b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig 

    sind; 

c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupteten 

    Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt; 

d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung 

    unzulässig war. 

3. Im Rahmen der Mitgliederverwaltung werden von den Mitgliedern folgende Daten 

erhoben:  
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Name, Vorname, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail Adresse, Bankverbindung. 

4. Den Organen des Vereins oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, 

personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur 

Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten 

zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das 

Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

5. Nach Beendigung der Mitgliedschaft werden die persönlichen Daten gelöscht, 

sofern sie für die Zweckerfüllung nicht mehr erforderlich sind. Steuerliche 

Datenbestände z.B. Beiträge erst nach Ablauf der gesetzlichen Frist. 

 

§ 14 Satzungsänderungen  

Satzungsänderungen, die das Finanzamt zur Erlangung der Gemeinnützigkeit 

verlangt und solche Satzungsänderungen, von denen das Amtsgericht die Eintragung 

des Vereines abhängig macht, können durch Beschluss des Vorstandes gefasst 

werden. 

 

§ 15 Auflösung des Vereins 

1. Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 2/3 -Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur 

nach Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. Zur 

Auflösung des Vereins bedarf es einer Ladungsfrist von 4 Wochen. 

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall des 

steuerbegünstigten Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Köln, die es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige 

Zwecke zur Förderung der Hospiz- und Palliativarbeit in Köln zu verwenden hat. 

 


